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Siehe auch:

Touristische 
Entwicklungsschwerpunkte;

Ansiedlung- von Tourismus und 
Freizeitanlagen;

Landwirtschafts- und 
Fruchtfolgeflächen;

Umsetzung der Bundesinventare;

Verbauung, Renaturierung der 
Fliessgewässer und 
Abflussbewirtschaftung

Betroffene Stellen:

Koordinationsstelle: 
Bau- und Raumplanungsamt

Gemeinden:
Alle

Kantonale Stellen:
BNS, LwA, TBA, VEA, AfU, 
SGeW, WaldA

Andere Kantone:
BE, VD

Bund:
BUWAL, BAV, ARE

Andere Stellen:
FTV, Regionalverbände, 
Regionale Tourismusverbände, 
Verkehrsvereine

1. PROBLEMSTELLUNG

Das Golfspiel ist eine Sport- und Freizeitaktivität, die im Kanton 
gut verankert ist. Die Golfplätze ergänzen nicht nur vorteilhaft das 
Tourismusangebot, sondern sie tragen auch zur wirtschaftlichen 
Entwicklung des Kantons bei.

Golfplätze haben beträchtliche Auswirkungen auf die Raumordnung. 
Je nach ihrem Typ benötigen sie eine durchschnittliche Fläche 
von 50 bis 70 ha; ihre Erstellung führt häufig zu Konflikten mit 
den Interessen der Land- und Forstwirtschaft oder des Natur- und 
Umweltschutzes. Daher sind Kriterien festzulegen, mit deren Hilfe 
sich die Vereinbarkeit der Golfplatzprojekte mit den Zielen und 
Grundsätzen der Raumplanung beurteilen lässt.

Seit kurzem gibt es andere Formen des Golfspiels, wie Swin-Golf 
(ein dem Golf ähnliches, für das breite Publikum bestimmtes Spiel, 
das weniger Raum und bescheidenere Infrastrukturen benötigt) oder 
Rural Style Golf (kleine Golfplätze ohne Terrainveränderungen). 
Die im Folgenden festgelegten Grundsätze zum Standort und zur 
Koordination gelten auch für diese beiden Spielformen.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

· Sorge für eine vernünftige Verteilung der Golfplätze.

· Sicherstellen, dass neue Golfplätze einem Bedürfnis entsprechen 
sowie wirtschaftlich und ökologisch tragbar sind.

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Für Golf- oder Swin-Golfprojekte sind die folgenden Grundsätze 
anzuwenden:
· Jeder neue Platz muss über einen guten Anschluss an die 

bestehenden Verkehrsinfrastrukturen verfügen und darf keinen 
Ausbau von wichtigen Zufahrtstrassen erfordern.

· Die Plätze müssen sich in die bestehende Landschaft einordnen 
und keine umfangreichen Terrainveränderungen erfordern. 
Aufgrund ihrer Auswirkungen auf die Umwelt sollten sie an 
Orten erstellt werden, die als Naturlandschaften nicht - - - 
besonders wertvoll sind.

· Die Plätze sollten nicht in Naturschutzgebieten erstellt werden 
oder Gebiete berühren, die in einem Bundesinventar als Objekte 
von nationaler Bedeutung ausgewiesen sind. Ausnahmsweise 
können sie jedoch kleine Naturschutzgebiete enthalten, 
sofern weder die Ausübung des Golfsportes noch die 
Unterhaltsarbeiten deren Schutz beeinträchtigen.

· Standorte, wo die Erstellung und der Betrieb eines Platzes 
geschützte oder schützenswerte Biotope oder Lebensräume 
bedrohter Arten gefährden könnten, sind zu vermeiden.

· Die im Zusammenhang mit der Erstellung eines Platzes not-
wendigen Rodungen müssen beschränkt sein und dürfen nicht 
Schutzwälder betreffen.

· Die Zufahrtswege müssen so geplant werden, dass die 
Belastung für die Bevölkerung der betroffenen Gemeinden 
klein bleiben.
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Für Golfplätze gelten zusätzlich folgende Grundsätze:
· Die Golfplätze sind an Orten zu erstellen, wo die klimatischen 

Bedingungen eine lange Spielsaison erlauben.

· D ie  Go l f p l ä t ze  s o l l t e n  mög l i c h s t  wen ig  gu t e 
Landwirtschaftsflächen beanspruchen. Im Fall einer Krise, 
der Nicht-Realisierung oder der Einstellung des Spielbetriebs 
ist der Boden wieder der landwirtschaftlichen Nutzung 
zurückzuführen.

· Ein Golfplatz darf nicht an einem Ort erstellt werden, der zu 
einem grossen Teil innerhalb eines Perimeters oder in einer 
Gewässerschutzzone «S» liegt.

· Die Erstellung eines Golfplatzes darf zu nicht zu grösseren 
Veränderungen im Wasserhaushalt der umliegenden Gebiete 
führen; der Betrieb eines Golfplatzes darf die Wasserversorgung 
nicht beeinträchtigen.

· Beim Bau eines Golfplatzes soll auf eine möglichst natürliche 
Gestaltung geachtet werden. In den Fairways (Spielbahnen) 
sollten Wiesen erhalten bleiben oder geschaffen werden. Das 
Rough («rauhe» Restflächen) ist im Naturzustand zu belassen 
und so zu planen, dass darin ein echtes Biotopnetz geschaf-
fen werden kann und um die Naturräume genügend grosse 
Pufferzonen erhalten bleiben, oder dass es landwirtschaftlich 
genutzt werden kann.

· Die Verwendung von Dünger für die Bereiche, die eine che-
mische Behandlung benötigen, hat nach einem Pflege- und 
Bewirtschaftungsplan zu erfolgen und ist auf das absolute 
Minimum einzuschränken.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

· Bei der Gestaltung des Golf- oder Swin-golfplatzes muss 
darauf geachtet werden, dass der Boden wieder einer land-
wirtschaftlichen Nutzung zugeführt werden kann.

· Die Golf- oder Swin-golfplätze müssen der Öffentlichkeit durch 
die Erhaltung oder Schaffung von Fusswegen zugänglich 
bleiben, soweit der Spielbetrieb und die Sicherheitsmassnahmen 
dies zulassen.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Das Bau- und Raumplanungsamt:
· Prüft die Planungsdossiers und die Baubewilligungsgesuche 

für Golf- und Swin-Golfplätze.

· Beu r t e i l t  d ie  f ü r  das  Go l fp la t zp ro jek t  e r s t e l l t e 
Zweckmässigkeitsstudie.

Das Amt für Umwelt:
· Berät den Gesuchsteller und beurteilt das Pflichtenheft und 

den Bericht der Umweltverträglichkeitsprüfung für die diesem 
Verfahren unterstellten Projekte.

· Beurteilt für die Anlagen, die diesem Verfahren nicht unterstellt 
sind, die erforderlichen Begleitmassnahmen und verlangt 
gegebenenfalls eine Umweltverträglichkeitsnotiz.

Die Regionen:
· Sind verpflichtet, ihren regionalen Richtplan bei der Realisierung 

eines Golfplatzprojekts auf ihrem Gebiet nachzuführen.
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Die Gemeinden:
· Sind verpflichtet, ihren Zonennutzungsplan bei der Ausführung 

eines Golfplatzprojekts auf ihrem Gebiet nachzuführen.

Die Nachbarkantone:
· Informieren sich gegenseitig und koordinieren Golfplatzprojekte 

in den grenznahen Regionen.

Der Freiburger Tourismusverband:
· Nimmt Stellung zu den Projekten, die eine Auswirkung auf 

die touristische Entwicklung des Kantons und seiner Regionen 
haben könnten.

4. UMSETZUNG

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Regionale Studien

Die Golfplätze müssen auf der Karte des regionalen Richtplans 
eingetragen werden.

Ortsplanung

Jeder Bau eines Golf- oder Swin-golfplatzes erfordert die 
Änderung des Zonennutzungsplans und die Erstellung eines 
Spezialplans.

VERFAHREN FÜR DIE REALISIERUNG EINES PROJEKTES

· Jeder Gesuchsteller, der einen Golfplatz bauen will, informiert 
sich bei der betroffenen Gemeinde, um die tatsächlichen 
Realisierungsmöglichkeiten auf deren Gebiet in Erfahrung 
zu bringen.

· Vor der Durchführung einer Planungsstudie oder der Einreichung 
eines Baubewilligungsvorgesuchs muss der Gesuchsteller 
auf der Grundlage einer Vorstudie Kontakt mit dem BRPA 
aufnehmen.

· Erfordert das Golfplatzprojekt das Fällen von Bäumen oder 
Rodungen, muss der Gesuchsteller Kontakt mit dem WaldA 
aufnehmen, das entscheidet, ob ein Rodungsbewilligungsgesuch 
einzureichen ist oder nicht.

· Für jedes Golfp latzprojek t is t  die Erste l lung einer 
Zweckmässigkeitsstudie erforderlich. Diese Studie muss:

- Nachweisen, dass das Projekt einem tatsächlichen wirt-
schaftlichen Interesse entspricht und eine eine genügenden 
Nachfrage vorhanden ist.

- Das Einzugsgebiet bestimmen, das von dem Projekt betroffen 
ist und den gewählten Standort rechtfertigt.

- Nachweisen, dass das Projekt finanziert werden kann und 
wirtschaftlich existenzfähig ist.

- Die Auswirkungen auf verschiedene Sachbereiche (wirt-
schaftliche Struktur, Landwirtschaft, Umwelt, Wald, Natur 
und Landschaft, Verkehr) bestimmen und Massnahmen zur 
Lösung eventueller Konflikte oder Probleme vorschlagen.

· Die Zweckmässigkeitsstudie muss vor jedem Änderungsverfahren 
der Ortsplanung oder jedem Baubewilligungsgesuch an 
das BRPA gerichtet werden. Anschliessend wird sie von den 
betroffenen kantonalen Dienststellen beurteilt.
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· Golfplätze können nur in einer Zone von allgemeinem Interesse 
oder in einer zu diesem Zweck ausgeschiedenen Nutzungszone 
gebaut werden. Zudem ist die Erstellung eines Spezialplans 
erforderlich.

· Der Spezialplan enthält unter anderem einen Finanzplan und ein 
ökologisches Bewirtschaftungskonzept, das die Anforderungen 
für den Bau und den Unterhalt des Parcours festlegt; er zeigt 
zudem die für den Golfplatz vorgesehene Verkehrserschliessung 
auf (öffentlicher Verkehr, Parkplätze).

· Darüber hinaus ist für die Golfplatzprojekte mit 9 Löchern und 
mehr eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen.

· Das Baubewilligungsgesuch muss zudem Nachweise oder 
Bankgarantien enthalten, die zeigen, dass die Finanzierung 
des Projekts gesichert ist.

· Für eine optimale Koordination der verschiedenen Verfahren 
müssen die öffentliche Auflage des Spezialplans, des 
Baubewilligungsgesuchs und gegebenenfalls des Rodungs-
bewilligungsgesuchs sowie die Vernehmlassung der 
Umweltverträglichkeitsprüfung gleichzeitig erfolgen.
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